
 

MICHAEL SCHRODI
I N F O - B R I E F  I M  J U N I  2 0 2 4

der Europa-Wahlkampf ist auf der Zielgeraden.
Wir stehen für ein solidarisches, friedliches
und wirtschaftlich starkes Europa. 
Unsere deutsche Spitzenkandidatin Katarina
Barley hat Recht, wenn sie die AfD als

Liebe Genossinnen,
liebe Genossen,

 Bedrohung für unseren Wirtschaftsstandort
bezeichnet. Und sie hat Recht, wenn sie Frau
von der Leyen und Herrn Weber für deren  
Offenheit gegenüber den Postfaschisten um
italienische Ministerpräsidentin Meloni und die
französische Rechtsextremistin Le Pen angreift.
Jeder vierte Arbeitsplatz in Deutschland ist
abhängig von Europa. Es gibt also gute Gründe,
im Endspurt noch einmal alles zu geben und die
Menschen zu überzeugen: Nur wir
Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten
denken Wirtschaft und soziale Gerechtigkeit
zusammen.



Meine Arbeit in der Steuerungsgruppe
„Zukunftsinvestitionen/Schuldenbremse“

Mir persönlich auch die internationale Vernetzung
mit anderen Parlamentarier*innen sehr wichtig.
Deshalb bin ich als einer von drei Vertretern aus
dem Deutschen Bundestag Anfang April zum OECD-
Treffen „Global Parliamentary Network“ nach Paris
gereist. Beim „OECD Global Parliamentary Network“
geht es um die Vernetzung und den gemeinsamen
Austausch zwischen den Parlamentariern der OECD
Mitgliedsländern und Partnerländern sowie weiteren
Experten der OECD selbst. Im Vordergrund standen
die wirtschaftlichen Entwicklungen der
Mitgliedsstaaten, die eingetrübte Weltwirtschaft,
Maßnahmen für mehr Wirtschaftswachstum, die
Entwicklung der Energiemärkte und die weitere
Kooperation mit der Ukraine.

OECD Global Parlimentary
Network

Zentrales Thema im Bundestag ist derzeit die Aufstellung des
Bundeshaushalts 2025. Nach dem Urteil des Bundesverfassungsgerichts zur
Haushaltsführung klafft ein milliardenschweres Loch in den Finanzplänen der
Bundesregierung. Gleichzeitig ist für uns in der SPD-Bundestagsfraktion eines
klar: Wir wollen und dürfen nicht an der inneren, äußeren und sozialen
Sicherheit sparen.
Die SPD-Bundestagsfraktion hat deshalb eine sechsköpfige Steuerungsgruppe
„Zukunftsinvestitionen/Schuldenbremse“ eingesetzt, die Vorschläge für
eine solide und nachhaltige Haushaltsfinanzierung erarbeiten soll. Gemeinsam
mit den drei Vize-Fraktionsvorsitzenden, dem haushaltspolitischen Sprecher
und einer Vertreterin aus dem Parteivorstand werden wir Eckpunkte vorlegen,
die einen Vorschlag für die Reform der Schuldenbremse umfassen. Es sollte
offensichtlich sein, dass die derzeit bestehende Schuldenbremse schlicht nicht
mehr zeitgemäß ist, denn sie bietet viel zu wenig Spielraum für dringend
benötigte Zukunftsinvestitionen. 

Aber auch ganz aktuell gibt es Forderungen, die Schuldenbremse zu lockern.
Aufgrund der – gerade auch bei uns im Wahlkreis – betroffenen
Hochwassergeschädigten werden die Rufe nach Unterstützung aus dem Bund
laut, wie schon vor drei Jahren im Ahrtal. Diesem Auftrag und der Bitte um
finanzielle Unterstützung müssen und wollen wir – natürlich gemeinsam mit
dem Freistaat – nachkommen. 



Wie für mehr Wirtschaftswachstum und gut
bezahlte Arbeitsplätze sorgen?
In den letzten Wochen gab es zahlreiche
Vorschläge aus den Reihen von CDU und FDP,
wie die aktuelle Wirtschaftsschwäche
überwunden werden kann. Eines haben diese
Vorschläge gemeinsam: Sie sind alle nicht
wirklich hilfreich, sondern vergrößern nur das
Haushaltsloch. Da sich auch der
Bundesfinanzminister an dieser Debatte
beteiligt hat und seine Pläne ein zusätzliches
Minus von gut 30 Milliarden Euro bedeuten
würden, habe ich als finanzpolitischer Sprecher
u.a. in der Süddeutschen Zeitung darauf
geantwortet: Hier der Link dazu. 

Wie sich die SPD steuerpolitische
Wachstumsimpulse vorstellt, habe ich in
einem Gastbeitrag in der Frankfurter
Allgemeinen Zeitung aufgeschrieben. Leider
liegt auch dieser Artikel hinter der
Bezahlschranke. Für diejenigen unter euch,
die ihn aber lesen möchte, habe ich ihn unten
an den Newsletter angehängt. 

Im April war ich auch zu Gast beim Tax Forum des @der_bdi . Die großen Herausforderungen für
ein nachhaltiges Wirtschaftswachstum sind der Fachkräftemangel, der bestehende Investitionsstau
in der öffentlichen Infrastruktur und fehlende Fortschritte bei der Digitalisierung. Ich habe deutlich
gemacht, dass auch deswegen die aktuelle Haushaltlage keine Spielräume für pauschale
Steuersenkungen, die mit der Gießkanne verteilt werden, zulässt. Steuersenkungen für die
Wirtschaft, die gezielt Investitionen anreizen, so wie im Wachstumschancengesetz verabschiedet,
können hingegen zielgenaue Instrumente sein.

Zu den neuesten Plänen von Lindner Steuern zu senken und meiner Meinung dazu, gab es heute -
am 6.6.24 - ein Interview im Deutschlandfunk 

https://www.sueddeutsche.de/politik/wirtschaftspolitik-christian-lindner-haushalt-spd-bundestagsfraktion-1.6564145?reduced=true
https://fazarchiv.faz.net/payment/faznet?key=/1.9665743
https://l.facebook.com/l.php?u=https%3A%2F%2Fwww.instagram.com%2F_u%2Fder_bdi%3Ffbclid%3DIwZXh0bgNhZW0CMTAAAR2QPyo5vfMOi5hlwxCExJ_H7aERPAlEDiQfkMALouNvkra-ZykwZURpnFU_aem_AWgPyexUdToySTnsoA6hZG8-ZOBUYP1jurkeXYHU1NqKzJMuqhkwJISdZxG2Ip_Tl4iiNxxPJ3ytoPYQ6uVgbYyJ&h=AT2BCXctQExK9fMC_5375mA-2K6L9ISw1dBI0FNdUZcGj2lzJDi7AM_f6xijv2vYGOMzJCzmSrmZqoKaW5MAXjm2SVo4cB3-PwghymDOV5-T0TugU1A-AEihLr87Nxk-wJMV&__tn__=-UK-R&c[0]=AT0sj-RWYGJw-vCRH3HOb2BkAoDlrpAwiWTp3pwAB5egxsxDZKpaPUOsGUFi5ayPMY-QsnHK0IVachpIs5D5qZ8B_5mBCfrAIXZFwmuI9fA1MJnBNvqNvPjwgUwfMBOpS_IB5KR8NrUeJ54FLwVghk7ERMSJkZCFhXi__Tkitescf5xSgpL0MnIADGHiZBtIT_qqnZASxi1t7e0FrpRGLajQ0-ptsj0Uoshxljbe7IR85lewK6E
https://www.deutschlandfunk.de/23-mrd-entlastung-guter-steuerzahler-tag-interview-m-michael-schrodi-spd-dlf-4ef3a8a8-100.html


Das Rentenpaket II 
Das Bundeskabinett hat das Rentenniveaustabilisierung- und Generationenkapitalgesetz, das
sogenannte Rentenpaket II beschlossen. Damit setzen wir eines der zentralen Vorhaben des
Koalitionsvertrags um und lösen ein Grundversprechen unserer Gesellschaft ein: Wer sein
Leben lang hart gearbeitet hat, soll auch im Alter gut abgesichert sein.

Das Rentenpaket II sorgt dafür, dass man sich auch in Zukunft auf den Sozialstaat verlassen
kann - mit einer Rente, die einerseits mit der Lohnentwicklung Schritt hält, andererseits dank
des neuen Generationenkapitals aber auch finanziell besser aufgestellt ist. So investieren wir in
die soziale Sicherheit von morgen.

Gleichzeitig lösen wir auch ein zweites gesellschaftliches
Versprechen ein: Wer arbeitet, hat immer mehr. Ob am
Ende des Monats auf dem Gehaltszettel oder im
Ruhestand: Das Prinzip der Leistungsgerechtigkeit gilt.
Denn für die meisten Menschen in Deutschland ist die
gesetzliche Rente die wichtigste Einkommensquelle im
Alter. Ob in der Pflege, im Handwerk oder im
Einzelhandel - in nahe allen Branchen sind Beschäftigte
auf sie angewiesen.
Mit dem Rentenpaket II wird nun festgelegt, dass bis
zum Jahr 2039 das Rentenniveau nicht unter 48 Prozent
sinken darf. Das stellen wir bei der jährlichen
Rentenanpassung sicher. Aber auch danach soll diese
Haltelinie gelten.
Was abstrakt klingt, macht gerade für die Menschen
einen Unterschied, die heute arbeiten: Eine
Krankenpflegerin mit 3100 Euro Verdienst zum Beispiel,
die 2040 nach 45 Arbeitsjahren im Altern von 65 Jahren
in Rente geht, hat mit dem Rentenpaket II rund 1.100
Euro mehr pro Jahr als ohne die Reform. Das zeigt, dass
gerade auch die heute jüngeren Generationen vom
Rentenpakt II profitieren werden.

Dennoch ist uns bewusst, dass uns die Demografie vor finanzielle Herausforderungen bei der
Alterssicherung stellt. Genau deswegen arbeiten wir weiterhin daran, dass mehr Menschen in
Arbeit kommen und bleiben, denn das wirksamste Mittel für eine stabile Rente ist ein starker
Arbeitsmarkt. Es gilt daher, weitere Fachkräftepotenziale im Inland, aber auch im Ausland, zu
heben.
Gleichzeitig stellen wir die Finanzierung der Rentenversicherung breiter auf. Hierfür bauen wir mit
dem Generationenkapital eine Kapitalanlage für die Rentenversicherung auf und schaffen damit
einen neuen zusätzlichen Finanzierungsbaustein.

Das Rentenpaket II stärkt die Rente damit von zwei Seiten: Erstens sorgen wir mit der Haltelinie
dafür, dass das Rentenniveau stabil bleibt. Zweitens schaffen wir mit dem 
Generationenkapital ein neues finanzielles Standbein für die gesetzliche Rente. 
Damit stellen wir sicher, dass auch die heutigen und künftigen Erwerbstätigen 
einen Anspruch auf eine auskömmliche Rente erwerben und mildern 
zugleich die damit verbundenen künftigen Beitragszahlungen ab.

Eine ausführliche Kompakt Info der Bundestagsfraktion findet ihr am Ende.



Den 75. Geburtstag des Grundgesetzes konnten wir
im Landkreis Fürstenfeldbruck mit einem ganz
besonderen Gast feiern. Niemand Geringeres als
Gesine Schwan war gekommen, um mit uns zum
Thema „Wie steht es um unsere Demokratie heute?“
zu diskutieren. 

Trotz ihrer 81 Jahre ist Gesine eine politische
leidenschaftliche und klar formulierende Genossin!
Man fühlte sich fast wie im Hörsaal bei einer ihrer
Vorlesungen. Die SZ hat einen ausführlichen Artikel
zu der Veranstaltung verfasst. Allerdings hinter der
Bezahlschranke. 75 Jahre Grundgesetz: Eine
Verfassung für das Gemeinwohl -
Fürstenfeldbruck - SZ.de (sueddeutsche.de)
Gerne schickt mein Büro Dir den Bericht zu. Bitte
einfach eine E-Mail schreiben an
michael.schrodi.wk@bundestag.de

Und hier der Artikel im Tagblatt:

Gesine Schwan diskutiert in Biburg mit
Bundestagsabgeordnetem (merkur.de)

Im Wahlkreis
So wechselhaft das Wetter in diesem
Frühjahr auch war, so standhaft haben wir
im Wahlkreis unsere Außen-Termine
wahrgenommen. Mitte April hat die SPD-
Bundestagsfraktion eine Aktionswoche
organisiert unter dem Motto „Das Leben
leichter machen – was braucht es dafür?“
In Eichenau und in Dachau sprach ich mit
Bürgerinnen und Bürgern über Themen wie
soziale Gerechtigkeit, Klimaschutz, den
Ausbau Erneuerbarer Energien und vieles
mehr. Diese Termine boten auch eine gute
Gelegenheit, eine wichtige Botschaft zu
verbreiten: Deutschland ist nicht der kranke
Mann Europas – ein Narrativ, das von
Konservativen und Liberalen genutzt wird,
um ihre Steuersenkungsagenda für
Konzerne und Sozialstaatsabbau zu fordern. 
Auch im Energiebereich will beispielsweise
Bayerns Ministerpräsident Markus Söder
das Rad der Zeit zurückdrehen und hatte
hierzu nach der Abschaltung der letzten
Atomkraftwerke dunkle Zeiten und
Energieknappheit heraufbeschworen, –
natürlich ist nichts davon eingetreten. Es ist
mittlerweile zu einer traurigen Routine
geworden, Desinformationen vor allem in
und aus Bayern zu korrigieren.

Infostände in
Eichenau und
Dachau: Danke
an die
GenossInnen
die mich bei
Kälte, Regen
und Wind dort
unterstützt
haben.

Gesine Schwan in Biburg

https://www.sueddeutsche.de/muenchen/fuerstenfeldbruck/alling-biburg-grundgesetz-75-jahre-verfassung-gesine-schwan-wehrhafte-demokratie-migration-schuldenbremse-1.7081913?reduced=true
https://www.sueddeutsche.de/muenchen/fuerstenfeldbruck/alling-biburg-grundgesetz-75-jahre-verfassung-gesine-schwan-wehrhafte-demokratie-migration-schuldenbremse-1.7081913?reduced=true
https://www.sueddeutsche.de/muenchen/fuerstenfeldbruck/alling-biburg-grundgesetz-75-jahre-verfassung-gesine-schwan-wehrhafte-demokratie-migration-schuldenbremse-1.7081913?reduced=true
mailto:michael.schrodi.wk@bundestag.de
https://www.merkur.de/lokales/fuerstenfeldbruck/alling-ort28142/gesine-schwan-diskutiert-in-biburg-mit-bundestagsabgeordnetem-93060869.html
https://www.merkur.de/lokales/fuerstenfeldbruck/alling-ort28142/gesine-schwan-diskutiert-in-biburg-mit-bundestagsabgeordnetem-93060869.html


Mitte Mai erreichte uns eine überaus traurige Nachricht: Uta Titze-Stecher ist gestorben. Uta war
eine couragierte Politikerin, stets mit klarer Haltung und Einsatz für soziale Gerechtigkeit. Mir als
1995 neu eingetretenem Jungsozialisten begegnete sie von Beginn an auf 
Augenhöhe und immer bereit, uns Jusos zu unterstützen. Es ist eine 
große Ehre, als Bundestagsabgeordneter aus dem Wahlkreis ihr 
Nachfolger zu sein. 
Hier die gemeinsame Erklärung von der Eichenauer SPD, der SPD 
aus den Landkreisen Fürstenfeldbruck und Dachau und mir.

                                                                   Weitere Gäste im Europawahlkampf waren in Dachau die          
lklkjkkhkkjlkjljljlkjljljljlljljllllljljbayerische SPD-Spitzenkandidatin Maria Noichl – hier der Link zur SZ
EU-Wahlkampf in Dachau: Maria Noichl wirbt begeistert für den Staatenbund - Dachau -
SZ.de (sueddeutsche.de) - und der Vizepräsident des Bayerischen Landtags Markus
Rinderspacher – Link zur PM hier Markus Rinderspacher in Erdweg - SPD im Landkreis
Dachau (spd-kreis-dachau.de).

https://spd-ffb.de/news/die-spd-im-wahlkreis-fuerstenfeldbruck-dachau-trauert-um-uta-titze-stecher/
https://www.sueddeutsche.de/muenchen/dachau/maria-noichl-spd-europawahl-1.7215893
https://www.sueddeutsche.de/muenchen/dachau/maria-noichl-spd-europawahl-1.7215893
https://www.sueddeutsche.de/muenchen/dachau/maria-noichl-spd-europawahl-1.7215893
https://spd-kreis-dachau.de/news/markus-rinderspacher-in-erdweg/
https://spd-kreis-dachau.de/news/markus-rinderspacher-in-erdweg/


FC Bundestag bei der
Parlamentarischen EM in der Schweiz

Im Berliner Polit-Alltag muss man so manche schmerzhafte Erfahrung verdauen, einen ganz
anderen Schmerz musste ich kürzlich in Bern aushalten. Einen, den ich von früher kenne, aus
meiner aktiven Fußballerzeit. Mit der Mannschaft des FC Bundestag nahm ich am
internationalen Parlamentarier-Turnier teil mit Spielen gegen die Schweiz, Österreich und
Finnland. Und wie in alten Zeiten war ich nur durch Fouls zu stoppen … Leider sprangen neben
zahlreichen Schürfwunden auf dem Kunstrasen nur zwei Unentschieden und eine Niederlage
heraus, ein neues Wunder von Bern blieb aus, aber Spaß gemacht hat es trotzdem. Der
Fürstenfeldbrucker SZ hatte ich vorab ein kurzes Interview gegeben, das leider wieder hinter
der Bezahlschranke liegt. Bei Bedarf also gerne bei mir melden. 
Interview SZ zur Parlamentarischen EM

Noch im März hat übrigens der FC Bundestag AfD-Abgeordnete ausgeschlossen. Es wäre ein
fatales Signal, mit möglicherweise ausländerfeindlichen Fußballern zum Beispiel gegen die
Parlamentsmannschaft eines anderen Landes anzutreten. 

Eine kleine
Bildergalerie

https://www.sueddeutsche.de/muenchen/fuerstenfeldbruck/fuerstenfeldbruck-dachau-michael-schrodi-fc-bundestag-europameisterschaft-der-parlamentarier-felix-magath-1.7009429


Michael Schrodi, MdB, Wahlkreisbüro, Ilzweg 1, 82140 Olching, 
Telefon: 08142 5010589 Mail: michael.schrodi.wk@bundestag.de

www.eInst facetwit

TERMINETERMINE
Sonntag, 9. Juni 2024 von 8 bis 18 Uhr, überall!Sonntag, 9. Juni 2024 von 8 bis 18 Uhr, überall!
  ----------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------
EUROPAWAHLEUROPAWAHL

Samstag, 29. Juni 2024, 10 Uhr,Samstag, 29. Juni 2024, 10 Uhr,
Gasthof Groß, Mühlstraße 2, BergkirchenGasthof Groß, Mühlstraße 2, Bergkirchen
  ----------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------
Bundeswahlkreiskonferenz mit VorstandswahlenBundeswahlkreiskonferenz mit Vorstandswahlen

Freitag, 19.7.2024, genaue Uhrzeit und Ort wird rechtzeitig bekanntgegebenFreitag, 19.7.2024, genaue Uhrzeit und Ort wird rechtzeitig bekanntgegeben
----------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------
Veranstaltung mit Norbert Walter-BorjansVeranstaltung mit Norbert Walter-Borjans

Samstag, 20. Juli 2024, 10 UhrSamstag, 20. Juli 2024, 10 Uhr
Olchinger Braumanufaktur, Gut Graßlfing 1, OlchingOlchinger Braumanufaktur, Gut Graßlfing 1, Olching
----------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------
NominierungskonferenzNominierungskonferenz

Freitag, 26. Juli in der Mittagszeit - genaue Uhrzeit wird noch bekanntgegebenFreitag, 26. Juli in der Mittagszeit - genaue Uhrzeit wird noch bekanntgegeben
----------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------
Dialogtour der SPD-Bundestagsfraktion in Dachau am BahnhofDialogtour der SPD-Bundestagsfraktion in Dachau am Bahnhof

Freitag, 26. Juli am Nachmittag - genaue Uhrzeit wird noch bekanntgegebenFreitag, 26. Juli am Nachmittag - genaue Uhrzeit wird noch bekanntgegeben
----------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------
Dialogtour der SPD-Bundestagsfraktion in Olching Nähe BahnhofDialogtour der SPD-Bundestagsfraktion in Olching Nähe Bahnhof

Liebe Genossinnen und Genossen,

Deutschlandweit nahmen vergangene Woche fast 60 000 junge Menschen an einer U18-
Europawahl statt. Das Ergebnis: Im Bundesdurchschnitt erreichte die SPD 19,7 Prozent der
Stimmen – und damit die meisten. In Bayern schnitt die SPD mit 13,5 Prozent ab – hinter der CSU
(22,7 Prozent), aber vor den Grünen und der AfD, die gleichauf liegen (12,27 Prozent). Junge
Menschen geben uns Politikerinnen und Politikern den Auftrag, ihre Zukunft zu gestalten. Und mit
ihrem Kreuz - am Sonntag bei der Europawahl, bei der zum ersten Mal auch Jugendliche ab 16
Jahren wählen dürfen - geben sie an, welche Partei sie für geeignet halten, 
dies umzusetzen. Ich bin mir der Aufgabe bewusst.

Freundschaftliche Grüße,

http://www.michael-schrodi.de/
https://www.instagram.com/michaelschrodi/
https://www.facebook.com/m.schrodi
https://twitter.com/mischrodi


Auf dem World Economic Forum in Davos hat der
Bundesfinanzminister zu Recht der falschen Erzählung von
Deutschland als krankem Mann Europas widersprochen und
das Bild vom müden Mann mit Kaffee bemüht. Das aktuell
geringe Wachstum der deutschen Wirtschaft hat nun den Ruf
nach einer Senkung der Unternehmenssteuern verstärkt. Es
stellt sich jedoch die Frage nach den tatsächlichen
strukturellen Hemmnissen für ein nachhaltiges
Wirtschaftswachstum und nach einer effizienten Strategie zu
ihrer Beseitigung. 

Gemäß den gebräuchlichen internationalen Standortindizes,
etwa dem Global Competitiveness Report des World
Economic Forum in Davos, ist Deutschland trotz hoher
Unternehmensteuersätze weiterhin einer der attraktivsten
Unternehmensstandorte. Eine aktuelle Analyse des IWF stellt
zwar ein derzeit schwaches deutsches Wachstum fest, sieht
dafür aber keine steuerlichen Ursachen. Ökonomische
Studien und Unternehmensbefragungen zeigen, dass die
Höhe der Unternehmenssteuerbelastung für die Wahl des
Standorts von Unternehmen wenig bedeutsam ist. Andere
Standortfaktoren, vor allem Forschung und Entwicklung,
Informations- und Kommunikationstechnologien,
Humankapital und Infrastruktur, kommen eine höhere
Bedeutung zu. Für Deutschland weisen IWF und OECD
mehrere strukturelle Defizite auf: Die größten
Herausforderungen habe Deutschland mit einer zu geringen
Erwerbsbeteiligung von Frauen, seit Jahren unzureichenden
Investitionen in die Infrastruktur und einem Rückstand bei
der Digitalisierung staatlicher Leistungen. 
Um im Bild des Bundesfinanzministers zu bleiben: Der Kaffee
für Deutschland sollte ein Espresso mit ordentlich Koffein
sein. Eine Debatte über die Position Deutschlands in einem
rein steuerlichen Standortwettbewerb entspricht da eher
einem koffeinfreien Malzkaffee und nicht den Empfehlungen
der Experten von IWF, OECD oder deutschen
Wirtschaftsforschungsinstituten. 
Die Steuerpolitik muss sich statt auf die Senkung von
Steuersätzen auf den gezielten Abbau der beschriebenen
Hemmnisse konzentrieren. Für die Stärkung der
Unternehmen in Deutschland heißt das: Förderung von
öffentlichen und privaten Investitionen und Innovationen, um
die vorhandenen Defizite bei den nicht steuerlichen
Standortfaktoren auszugleichen.
 
Eine jüngst veröffentlichte Analyse des ZEW bestätigt, dass
allgemeine Steuersatzsenkungen nur einen moderaten
Einfluss auf die Investitionstätigkeit von Unternehmen haben.
Die freien Mittel können beispielsweise auch für
Aktienrückkäufe oder höhere Dividendenausschüttungen an
die Aktionäre genutzt werden. Steuersenkungen sind
außerdem teuer: Rechnet man die immer wieder geforderte
Absenkung der Körperschaftssteuer um 5 Prozentpunkte
und die Abschaffung des Rest-Soli zusammen summieren
sich die jährlichen Steuerausfälle auf fast 30 Milliarden Euro.
Mit einer seriösen Finanzpolitik ist das nicht in Einklang zu
bringen. 

Eine weitaus höhere Wirkung haben hingegen gezielte
Anreize wie Abschreibungsvergünstigungen oder
Investitionsprämien. Besonders große Effekte haben
temporäre Sonderabschreibungen, da eine Verminderung
der Steuerlast nur entsteht, wenn tatsächlich Investitionen
zeitnah getätigt werden. 

Richtig ist: Abschreibungen bedeuten nur eine Stundung von
Steueransprüchen. Dennoch haben sie nachgewiesene
positive Wirkungen und führen gleichzeitig zu einer
geringeren Kostenbelastung für die öffentlichen Haushalte -
es bleiben somit größere Spielräume für die dringend
benötigten staatlichen Investitionen erhalten. 

Die Ampelkoalition setzt deshalb für eine Stärkung unserer
Wirtschaft und der dortigen Arbeitsplätze auf gezielte
Investitionsanreize, wie sie bereits im
Wachstumschancengesetz umgesetzt werden: befristete
degressive Abschreibungen für bewegliche Wirtschaftsgüter
und für den Wohnungsbau, Ausweitung der bestehenden
Sonderabschreibung für den Mietwohnungsneubau wie auch
für kleine und mittlere Unternehmen.

Auch die mehrfache Verbesserung der Verlustverrechnung in
dieser Legislaturperiode hat die Effektivität von
Abschreibungsvergünstigungen gesteigert, denn so können
auch Unternehmen, unabhängig davon, ob sie Gewinnen
oder Verluste machen, dieses Instrument nutzen. 

Als Fortschrittskoalition wollten die Regierungsfraktionen
auch ein innovatives Instrument der Investitions- und
Innovationsförderung ausbauen: sog. Tax-Credits. Von
solchen Steuergutschriften können Unternehmen ebenfalls
unabhängig von ihrer Ertragslage profitieren, wenn sie
entsprechende Investitionen vornehmen. Bei der bereits
bestehenden Forschungszulage ist dies gelungen. Sie wird
deutlich erhöht und ihr Anwendungsbereich über
Personalkosten auf Sachkosten ausgeweitet. Neu sollte eine
Investitionsprämie für Investitionen in Energieeffizienz und
den Klimaschutz sein, die bereits Bestandteil eines
Energieaudits sind. Am Ende scheiterte die
Investitionsprämie aus fiskalischen Gründen und wegen des
befürchteten Verwaltungsaufwands an den Ländern. 

In der aktuellen Debatte sind bisher Empfehlungen von IWF
und OECD ignoriert worden, wie die strukturellen Defizite
auch mit Reformen im Steuerrecht bewältigt werden können.
Wer mehr Fachkräfte will, muss die niedrige Erwerbsquote
von Frauen steigern und deshalb die Schlechterstellung von
Zweitverdienern bei der Einkommensbesteuerung abbauen.
Wer den öffentlichen Investitionsstau verringern, wer
bessere Schulen, günstigere Energie und eine zuverlässige
Bahn will, der muss die milliardenschwere Finanzierung
sicherstellen. Auch hier sind die Empfehlungen klar: Reform
der Schuldenbremse und eine angemessenere Besteuerung
höchster Vermögen. Und wer weniger Bürokratie will, der
muss sich endlich auf den entschiedenen Weg zur
Digitalisierung der Finanzverwaltung machen.

Das Steuerrecht kann seinen Beitrag leisten für mehr
Investitionen in eine starke Wirtschaft im Wandel. Gezielte
Anreize wie Steuergutschriften statt
Unternehmenssteuerentlastungen mit der Gießkanne sind
hier das Gebot der Stunde. Dies gilt umso mehr, wenn die
öffentlichen Haushalte unter Konsolidierungsdruck stehen.

Gezielte Wachstumsstärkung statt Steuersatzsenkung

Michael Schrodi,  Finanzpolitischer Sprecher der SPD-Bundestagsfraktion
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